
Liebe Leserin, lieber Leser,

der letzte G20-Gipfel Mitte November in Seoul 
unterstrich, dass dieses relativ neue Gremium 
die meisten Macht- und Koor di nationsaufgaben 
der G8 über nommen hat, um etwa die globalen 
ökonomischen sowie wechselkurs- und finanz-
politischen Sicherheitsprobleme zu bewälti-
gen. Neben den Industrieländern der G8 saßen 
in Seoul mit großem Selbstbewusstsein die 
wichtigsten Schwellenländer als nun dauer-
hafte Teilnehmer am Tisch. In allen wichtigen 
In sti tutionen – vom Weltsicherheitsrat bis zum 
Internatio nalen Währungsfonds – spiegelt sich 
diese geopolitische Umgestaltung wider. 

Die G20 hat sich in Seoul gemeinsam dafür 
ausgesprochen, wichtige Pakete zu Klima- und 
Waldschutz, Anpassung an den Klimawandel, 
Transparenz, Finanzierung und Technologie 
beim UN-Klimagipfel in Cancún zu verabschie-
den. Dies ist wichtig, denn anders als bei der 
G20 kann in der UN Völkerrecht weiterentwi-
ckelt werden. Nur dort sind die be sonders be-
troffenen ärmsten Länder Afrikas, die kleinen 
Inselstaaten sowie die neue Gruppe der Berg-
staaten ebenfalls beteiligt. Wichtig ist auch, 
dass die G20 den UN-Bericht für die Klima-
Langfristfinanzierung nicht nur „anerkannt“, 
sondern „begrüßt“ hat. Denn ohne innovative 
Instrumente – wie eine Abgabe auf den interna-
tionalen Flug- und Schiffsverkehr – können die 
großen Vorhaben des internationalen Klima-
schutzes nicht finanziert werden. 

Es ist erfreulich, dass nach dem Fehlschlag 
von Kopenhagen in diesem Jahr durch Kli-
maschutz in wichtigen Ländern – von China  
bis Brasilien –, neue Koalitionen sowie durch 
neue Verhandlungsstrategien trotz aller 
Hemm nisse neuer Schwung im Sinne der  
Klimasicherheit entsteht.

Ihr Klaus Milke

Der nächste Klimagipfel beginnt – im mexika-
nischen Cancún. Vor einem Jahr zerstörte der 
Klimagipfel in Kopenhagen den „Big Bang“-
Ansatz: Er sprengte die Vorstellung, die Re-
gierungschefs dieser Welt könnten mit einem 
großen Klimagipfel die internationale Klimast-
rategie bis 2020 und wenn möglich darüber 
hinaus festzurren. Er zeigte, dass sie sich nicht 
in der Lage fühlten, die Klimaziele der Staaten 
an der viel beschworenen Klimasicherheit – der 
Begrenzung des globalen Temperaturanstiegs 
auf weniger als 2, wenn nicht 1,5 Grad – zu ori-
entieren. 

Verbal bezogen sich die Regierungschefs durch-
aus darauf. Fast alle Staaten, dabei alle großen 
Verursacher von Treibhausgasen, verkündeten 
im Kopenhagen-Accord, den Temperaturan-
stieg auf weniger als 2 Grad zu begrenzen. Fak-
tisch aber richteten sie ihre Klimaschutzziele 
an den Erfordernissen der jeweiligen nationalen 
Energiesicherheit aus. Selbst wenn sie eingehal-
ten werden, begrenzen die Selbstverpflichtun-
gen der Staaten den globalen Temperaturanstieg 
lediglich auf 3,5 bis 4,5 Grad. Insbesondere die 
USA und China machten ganz klar: Eine si-
chere Energieversorgung hat Vorrang, sei es, 
um in den USA den American way of life zu 
erhalten oder in China armen Landesteilen die 
notwendigen Entwicklungschancen zu geben. 
Auch das Ziel der EU, die Treibhausgasemissi-
onen bis 2020 um 20 Prozent zu verringern, ist 

nicht mit dem Zwei-Grad-Limit vereinbar und 
beruht ebenfalls auf energiepolitischen Interes-
sen, gerade in den mitteleuropäischen Staaten. 
Die große Lektion von Kopenhagen: Die Kli-
maziele sind den geostrategischen Zielen der 
Energiepolitik untergeordnet. Bislang reicht 
die Dynamik von Energieeffizienz und Erneu-
erbaren Energien noch nicht, um die Ziele der 
Klima- und Energiesicherheit mit einander in 
Übereinstimmung zu bringen. 

Dreidimensionales Schach: 
Handeln, Verhandeln, Koali
tionen
Klimapolitik, die die garstige Lücke zwischen 
den Notwendigkeiten der Klimasicherheit 
und den Erfordernissen der Energiesicherheit 
schließen will, muss in drei Dimensionen ak-
tiv werden: dem Handeln in Politik und Wirt-
schaft, dem Verhandeln eines internationalen 
Rahmens und der Koalition von Akteuren, die 
Dynamik erzeugen wollen bzw. können. 

Erste Dimension: Handeln

Während der Wirtschaftskrise der vergange-
nen zwei Jahre waren weltweit Energieeffi - 
zienz und Erneuerbare Energien die Wirt-
schaftsmotoren. Ein Blick auf die Entwick-
lung der Erneuerbaren Energien zeigt: Im Jahr 
2008/2009 wurde sowohl in Europa als 
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WAS KANN CANCÚN? 

Handeln – Verhandeln – 
Koalitionen 

Kocht hier jeder sein eigenes Süppchen? Oder schaffen wir es, den globalen Temperaturanstieg auf 
weniger als 2 °C zu begrenzen?



Internationale Klimastrategie – ein möglicher Fahrplan bis 2015 

n Formalisierung des 
Zwei-Grad-Limits sowie 
Beschluss eines ersten 
Ermöglichungspaketes für 
Klimaschutz, Anpassung, 
Regenwaldschutz und 
Finanzierung. 

n Ein Mandat für den Klima-
gipfel in Südafrika Ende 
2011, um dort zentrale 
noch offene Fragen zu 
lösen. 

n Vereinbarung darüber, bis 
2015 Beschlüsse vorzule-
gen, wie das Zwei-Grad-
Limit doch noch erreicht 
werden kann.

Wichtige Teile des 
gerade von der 
hoch rangigen Bera-
tergruppe des UN-
Generalsekretärs 
vorgelegten  
Berichts zur Lang-
fristfinanzierung 
werden zur Umset-
zung empfoh len. 
Dabei gilt es unter 
anderem, den Weg 
frei zu machen für 
eine Klimaschutz-
abgabe auf den 
internati onalen 
Flug- und Schiffs-
verkehr.

Zentrale Entschei-
dungen über die 
Rechtsform des  
künftigen Abkom - 
mens, den Fort-
bestand des 
Kyoto-Protokolls, 
vergleichbare Vor-
gaben für die USA 
und langfristige 
Finanzzusagen.

Für verschiedene 
Regionen der 
Welt werden 
„Fahrpläne für 
nachhaltige Ent - 
wicklung und 
grünes Wachs-
tum“ samt för - 
der n den Rahmen-
bedingungen 
beschlossen.

Die neuen wissen-
schaftlichen 
Erkenntnisse, 
die bis dahin 
erzeugte Dynamik 
durch Handeln, 
Verhandeln und 
Koalitionen, sowie 
die Beschlüsse des 
Rio-plus-20-Gipfels 
sollen Grundlage 
der spätestens 2015 
vereinbarten neuen 
Klimastrategie sein.

Basierend auf 
den Ergebnissen 
der vorhergehen-
den Verhand-
lungsschritte 
wird eine neue 
Klimastrategie 
verabschiedet, 
die die Lücke 
zum Zwei-Grad-
Limit schließt.
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auch in den USA mehr Stromleistung an Er-
neuerbaren Energien als an Kohle-, Gas-, und 
Kernkraftwerken zusammen installiert. Im 
Jahr 2009 machten die Erneuerbaren Energien 
60 Prozent der neu zugebauten Kraftwerkska-
pazität in Europa aus – und bereits fast 20 Pro-
zent der jährlichen Stromproduktion. In China 
explodiert der Einsatz Erneuerbarer Energien 
geradezu: mit 37 Gigawatt wurde dort 2009 
fast die Hälfte der neuen weltweiten Kapazität 
(80 GW) hinzugebaut. Immer mehr spricht da-
für, dass sich die wirtschaftlichen Chancen der 
Staaten weltweit maßgeblich daran orientieren 
werden, wer bei Energieeffizienz und Erneuer-
baren Energien die Nase vorne hat. Verschiede-
ne Studien zeigen, dass in der EU und Deutsch-
land die Vollversorgung mit Erneuerbaren 
Energien bis Mitte des Jahrhunderts möglich 
ist. Ohne große Zusatzkosten und bei gleicher 
Netzsicherheit. Es gibt keinen Grund für die 
Staaten, mit dem Handeln zu warten. 

Zweite Dimension: Verhandeln

Eine internationale Rahmensetzung kann nicht 
nur die Dynamik, internationale Vergleichbar-
keit und Verbindlichkeit sichern. Sie kann auch 
dafür sorgen, dass nicht allein das Recht des 
Stärkeren den Ausgang des Wettrennens in das 
Solarzeitalter bestimmt. Sie kann dafür sorgen, 
dass auch die Lahmen und Bremser schrittwei-
se mitkommen. Sie ist außerdem wichtig, um 

auch die internen Bremser in Vorreiterstaaten 
überzeugen zu können.

Es ist realistisch, dass der Gipfel in Cancún ein 
erstes Paket auf dem Weg dahin schnürt. Er 
kann das Zwei-Grad-Limit nun auch als forma-
le Messlatte verankern und festlegen, bis 2015 
die Lücke zwischen diesem Oberziel und den 
jetzigen Reduktionszielen zu schließen. Die 
Klimaschutzziele der Staaten (im Kopenhagen-
Accord verkündete freiwillige Selbstverpflich-
tungen) können in Cancún formal beschlossen 
werden – als Minimalziele, die der Nachbesse-
rung bedürfen. Im Einzelnen kann es Beschlüs-
se geben: 
n zur Überprüfung und internationalen Kon-

trolle der Klimaschutzverpflichtungen,  
n zu Unterstützungspaketen für die Anpas-

sung an den Klimawandel und den Regen-
waldschutz,

n für einen dementsprechenden Fonds, 
n für eine Rahmenvereinbarung zum verbes-

serten Zugang der Entwicklungsländer zu 
klimafreundlichen Technologien, 

n für Instrumente des Emissionshandels.

Dritte Dimension: Koalitionen

Sowohl zur Beschleunigung des Handelns als 
auch für neue Dynamik beim Verhandeln, be-
darf es neuer Koalitionen: mit den besonders 
betroffenen Staaten, mit den Vorreiterstaaten 

Nov./Dez. 2010: 
Klimagipfel  
in Cancún

Mitte 2011: 
G20Gipfel  
in Frankreich

Dez. 2011: 
Klimagipfel 
in Südafrika

Juni 2012: 
Rioplus20 
Gipfel  
in Brasilien

2014:  
5.Bericht  
des internationalen 
Klimarates IPCC

2015:  
Abschluss des 
Reviews und 
Nachbesserung 
der Ziele

sowie mit den Schwergewichten unter den Staa-
ten (siehe Seite 5).  

Cancún ist ein wichtiger Baustein, um den Gra-
ben zwischen Klima- und Energiesicherheit 
zu überbrücken. Die Etablierung von neuen 
Formen der Zusammenarbeit ist ein wich tiger 
Schritt auf dem Weg dahin. 

Christoph Bals

Warum ich Germanwatch  
wichtig finde

Für das Auswärtige Amt rücken die gro-
ßen Globalisierungsfragen zunehmend ins  
Zentrum seiner Arbeit. Dies gilt besonders 
für die internationale Klima- und Umwelt-
politik. Bei diesen Themen ist German - 
watch einer unserer wichtigsten Ge-
sprächspartner in der Zivilgesellschaft.

Dr. Hinrich Thölken, 
Auswärtiges Amt, 
Referats leiter Internatio-
nale Klima- und Umwelt-
politik, nachhaltige 
Wirtschaft
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Interview mit Dennis Tänzler, Senior Project Manager, adelphi research

Nutzen der Klimasicherheitsdebatte für die Klima und Energiepolitik

Klima und Sicherheit:  
Themenkarriere und Initiativen Deutschlands

Chaos und Hegemonie oder Partnerschaft?

Auf der europäischen Politikbühne spielt  
das Thema „Klima und Sicherheit“ eine zu-
nehmend wichtige Rolle. Wie kam es dazu?
Seit 2007 hat sich eine dynamische Diskus-
sion zu den möglichen sicherheitsrelevanten 
Auswirkungen des Klimawandels entwickelt, 
die wesentlich von einzelnen Mitgliedstaa-
ten wie Deutschland und Großbritannien und 
dem Europäischen Rat bzw. der Europäischen 
Kommission getragen wurde. Eines der zentra-
len Ergebnisse ist der 2008 von Javier Solana, 
damaliger Hoher Repräsentant der Außen- und 
Sicherheitspolitik, und der Europäischen Kom-
mission veröffentlichte Bericht zu Klimawandel 
und Sicherheit. Mit dem Bericht wurden nicht 
nur mögliche Risiken wie Ressourcenkonflik-
te und stark betroffene Regionen ausgewiesen, 
sondern in einem ersten Schritt eine Reihe von 
Regionalkonsultationen mit verschiedenen 
Part nern weltweit angestoßen. In gewisser Wei-
se wurde ein von außen- und sicherheitspoliti-
schen Institutio nen betriebenes Agenda-Setting 
auf seine Plausibilität hin überprüft. 

Auf diese Weise hat Europa dazu beigetragen, 
das Thema bis auf die UN-Ebene zu tragen. Ein 
Effekt dieses Prozesses ist sicherlich, dass die 

L  ange wurde Klimapolitik als „weiches The- 
   ma“ angesehen. Erst ab 2006 änderte sich 

dies. Einerseits verdeutlichte der Stern-Report 
die ökonomische Relevanz des Klimawandels. 
Andererseits wiesen immer mehr Regierun-
gen auf die sicherheitspolitische Relevanz des 
globalen Klimawandels hin. Wissenschaft-
liche Studien arbeiteten zunehmend die großen 
Kipp-Punkte des Klimageschehens heraus. 
Ganze Regionen mit vielen hunderten Mil-
lionen Menschen können in Mitleidenschaft 
gezogen werden, wenn die Eisschilde in Grön-
land oder der West-Antarktis ins Rutschen 
kommen, wenn die Gletscher auf dem tibe - 
tischen Hochplateau oder in den Anden und 
Alpen verschwinden, wenn die Meere versau-
ern und damit die marine Nahrungskette ge-
fährdet ist, wenn die Monsun-Regime oder der 
Regenwald im Amazonas ins Kippen kommen. 
Die in Deutschland etwa durch den Bericht des 
Wissenschaftlichen Beirats für Globale Um-
weltveränderungen im Jahr 2007 unter mau erte 
Bedeutung des Klimawandels als Problem-

Dringlichkeit von Minderungs- 
und vor allem auch zeitiger Anpas-
sungsmaßnahmen stärker in den 
Fokus außenpolitischer Akteure 
gerückt ist. Im nächsten Schritt 
muss gezeigt werden, wie sich die-
se Aufmerksamkeit in konkrete 
Politiken übersetzt.

Wie nimmt sich Deutschland der 
Klima- und Energiesicherheit 
an?
Hier hat es – neben dem Einsatz für ein ambi-
tioniertes globales Klimaschutzabkommen – in 
den vergangenen Jahren verschiedene Impulse 
gegeben. Um nur zwei zu nennen: Zum einen 
ist die Gründung der Internationalen Agentur 
für Erneuerbare Energien (IRENA) sicher ein 
Beispiel für Maßnahmen an der Schnittstelle 
zwischen Klima- und Energiesicherheit. Zwei-
tens wurde mit dem deutschen Engagement 
für eine nachhaltige Wasserversorgung in 
Zentralasien – auch in Umsetzung der entspre-
chenden EU-Regionalstrategie – eine Region 
in den Blick genommen, die absehbar gravie-
rende Auswirkungen durch den Klimawandel 
erleben wird. Diese Ansätze einer nachhaltigen 

Multiplikator in der Sicherheitspo litik hat maß-
geblich dazu beigetragen, das Thema auf die 
Agenda der Regierungschefs und Außenminis-
ter zu setzen. 

Und dennoch, beim Klimagipfel in Kopenha-
gen verhielten sich alle großen Akteure nach 
dem Muster: Im Zweifel für die Energie- und 
gegen die Klimasicherheit. Die Frage der Ener-
gie- und Rohstoffsicherheit rückt derzeit auf 
der Agenda der Sicherheitspolitik immer weiter 
nach oben. Gerade erst merkte Verteidigungs-
minister zu Guttenberg an, dass Deutschland 
diese Interessen notfalls auch mit militärischen 
Mitteln verteidigen müsse. 

Eine intelligente Klimapolitik, basierend auf 
Erneuerbaren Energien und Energieeffizienz, 
die von vornherein auch die Ressourceneffi-
zienz fest im Blick hat, kann erheb lich zur 
Energie- und Rohstoffsicherheit beitragen und 
die Militarisierung der Energie- und Rohstoff-
sicherheitspolitik verhindern. Zugleich kann 

Außenpolitik sollten auf andere 
Bereiche übertragen und lang-
fristig ausgelegt werden. Eine  
Klimaaußenpolitik darf nicht nur 
für eine Legislaturperiode konzi-
piert werden.

Wie könnte sich Deutschland 
zukünftig weiter einbringen?
Wesentliche Handlungsspielräu-
me bieten sich für Impulse durch 
die Bundesregierung auf europäi-

scher und internationaler Ebene. In Europa wird 
es im Zuge der Etablierung des Europäischen 
Auswärtigen Dienstes (EAD) darauf ankom-
men, Klima- und Energiesicherheit als Themen 
einer auf Krisen- und Konfliktprävention aus-
gerichteten europäischen Außenpolitik zu eta-
blieren. Bislang fehlt es noch an hinreichenden 
Signalen, dass die EU-Außenbeauftragte Ca-
therine Ashton diesem Thema den notwendigen 
Stellenwert einräumt. Deutschland kann hier – 
in enger Zusammenarbeit mit anderen Mitglied-
staaten – darauf drängen, den eingeschlagenen 
Weg fortzuführen. Dies bedeutet beispiels-
weise, ein nachhal tiges Ressourcenmanage-
ment zur zukünftigen Gewährleistung der 

sie die großen Risiken für die Klimasicherheit 
deutlich reduzieren. Eine wirkungsvolle Anpas-
sungspolitik ist ein wichtiger Beitrag zur Kri-
senprävention. So zeigen etwa Wasserverträge 
in verschiedenen Regionen der Welt, dass sich 
die Herausfor derungen oft sogar in friedens-
stiftende Kooperationen umwandeln lassen. 
Klimaschutz und Anpassungspolitik können 
wesentlich zur Wasser- und Ernährungssiche-
rung beitragen. 

Chaos eines ungebremsten Klimawandels, das 
Recht des Stärkeren in einer hegemonialien, 
von den USA und China dominierten Welt-
ordnung, oder Kooperation in der Klima- und 
Energiesicherheitspolitik? Die Antwort auf die-
se Frage entscheidet maßgeblich darüber, wie 
lebenswert unser Planet und wie friedlich die 
Weltgemeinschaft in Zukunft aussehen werden. 

Rixa Schwarz und Christoph Bals
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Wasser- und Nahrungsmittelversorgung syste - 
matisch in den Beziehungen mit anderen Regio-
nen zu berücksichtigen. Aus Regionalstrategien 
können auf diese Weise nachhaltige Stabilitäts-
pakte werden. 

Auf der Ebene der Vereinten Nationen ist der 
2009 im Auftrag des UN-Generalsekretärs Ban 
Ki-moon vorgelegte Bericht zu den Auswirkun-

gen von Klimawandel auf Frieden und Stabilität 
bislang noch nicht in der Generalversammlung 
diskutiert worden. Der Bericht sendet ein deut-
liches Signal mit der Aussage, dass Minderung 
und Anpassung „Bedrohungsminderer“ sein 
können. Hier muss – auch von deutscher Seite 
– dargelegt werden, wie sich dieser Anspruch 
konkret ausgestalten lässt. Es geht zum Beispiel 
darum, in Phasen der Friedenskonsolidierung 

Anpassung als Mittel der Krisenprävention
Es steht kaum zur Debatte, dass frühzeiti-

ge Anpassung an den Klimawandel dazu 
beitragen kann, Krisen zu vermeiden. Denn 
der globale Klimawandel wird sich in vie-
len Weltregionen als Problem für mensch-
liche Sicherheit und Entwicklung auswirken. 
Zudem kann er indirekt politisch destabili-
sierend und konfliktfördernd wirken – vor 
allem in Regionen, in denen es bereits heute  
Nutzungskonflikte um sich verknappende  
natürliche Ressourcen gibt. Dies gilt für grenz-
überschreitende Flüsse in wasserarmen Regio-
nen genauso wie für Nahrungsmittel engpässe 
im Zuge stark zunehmender Bodendegradati-
on. Anpassungsmaßnahmen können in solchen  
Fällen auch gewaltsamen Konflikten entgegen-
wirken. 

Um diesen Anspruch einzulösen, gilt es zu-
nächst, die Anpassungsprioritäten vor dem Hin-
tergrund schwindender natürlicher Ressourcen 
zu formulieren. Bereits vorliegende nationale 
Anpassungsaktionspläne für die am wenigs-
ten entwickelten Länder nehmen Fragen der 
Wasser- und Nahrungsmittelversorgung, der 
Katastrophenvorsorge oder einer verstärkten 
Migration im Zuge von Klimaveränderungen 
bereits in den Blick. Auffallend ist allerdings, 
dass hierbei die regio nale Dimension von An-
passungsansätzen – etwa in grenzüberschrei-
tenden Flussgebieten – bislang kaum syste-
matisch betrachtet wird. Mit anderen Worten: 
Ansätze zur Anpassung an den Klimawandel 
müssen ihre möglichen Wirkungen, z. B. auf 
benachbarte Regionen, berücksichtigen. Am 
Beispiel von Staudammprojekten lässt sich 
diese Herausforderung anschaulich darstellen. 

Diese können nicht nur die Wasserversorgung 
der flussabwärts gelegenen Bevölkerung beein-
trächtigen, sondern auch durch zurückgehende 
Niederschlags- oder Schmelzwassermengen in 
Zukunft an deren Bedingungen unterliegen als 
ursprünglich angenommen. 

Durch konfliktsensitives Vorgehen bei der Kli-
maanpassung lässt sich eine Brücke zwischen 
sozialer und wirtschaftlicher Entwicklung ei-
nerseits und politischer Stabilisierung ande-
rerseits schlagen. Der mögliche resultierende 
Beitrag zur Konfliktprävention unterstreicht, 
wie wichtig es ist, Anpassungsprozesse interna-
tional zu unterstützen – in Cancún und darüber 
hinaus.

Dennis Tänzler, adelphi research

Klimawandel und Migration
Auf das Unvermeidbare vorbereiten

Steigende Meeresspiegel und damit einher-
gehende Versalzung von Trinkwasserres-

sourcen in kleinen Inselstaaten und den großen 
Flussdeltas, Wassermangel, Wüstenausbrei-
tung oder einzelne starke Extremwetterereig-
nisse vertreiben immer mehr Menschen aus 
ihren ursprünglichen Lebensräumen. Durch 
geeignete Anpassungsmaßnahmen könnten 
viele der negativen Konsequenzen vermieden 
werden. Doch oft fehlen Geld oder politischer 
Wille dazu. In einigen Regionen droht ein un-
gebremster globaler Klimawandel trotz solcher 
Maßnahmen unbewältigbar zu werden. 

Zwar stellt Migration eine traditionelle Form 
der Anpassung an Umweltveränderungen dar. 
Problematisch ist jedoch, dass schon jetzt Kli-
mamigration vor allem in ohnehin stark betrof-
fenen und begrenzt anpassungsfähigen Ländern 
auftritt. Eine wachsende Zahl von Menschen 
dort sieht sich zur Flucht gezwungen, sie ver-
lassen nicht freiwillig ihre Region. Und für die 
Zielregionen werden Urbanisierung, ausufernde 
Slums und Flüchtlingslager zu einer Belastung. 

In Gegenden, in denen absehbar ein Überleben 
auf Dauer nicht möglich sein wird, müssen die 
Bewohner auf eine mögliche Umsiedlung in 
fremde Gebiete mit anderen Lebensgrundlagen 
vorbereitet werden und beispielsweise neue Be-
rufe erlernen. Die betroffenen Staaten fordern 
im Rahmen der UN-Klimaverhandlungen einen 
Prozess, der sich des Problems ernsthaft an-
nimmt. 

Erste  betroffene Staaten, vor allem im Süd-
pazifik, treffen bereits Vereinbarungen für 
Umsiedlungsprogramme mit anderen Staa-
ten. So hat Neuseeland einen ersten zaghaften 
Versuch gestartet: Der „Pacific Access Cate-
gory“ erlaubt es jährlich je 75 Bewohnern der 
Inselstaaten Kiribati und Tuvalu sowie je 250 
Bewohnern Tongas und der Fidschis, nach 
Neuseeland zu immigrieren. Bei diesen Maß-
nahmen muss jedoch eine selektive Migration  
von ausschließlich gut ausgebildeten Fachar-
beitskräften vermieden werden.

Rixa Schwarz

Auf dem von adelphi research geführ
ten Blog können Sie mitreden. Aktuelle 
Themen aus dem Bereich Zivile Krisen
prävention, Umwelt und Ressourcen 
(KRIUM) werden diskutiert. Ihre Mei
nung ist gefragt!

I H R E  M E I N U N G

http://blog.krium.de
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die Auswirkungen des Klimawandels auf ein 
ohnehin fragiles Umfeld angemessen und früh-
zeitig zu berücksichtigen. Gerade die Länder 
in Nach-Konflikt-Situationen sind nicht auf 
Wetter extreme vorbereitet und werden deshalb 
vielfach am stärksten durch die Klimaverände-
rungen betroffen sein.

Interview: Rixa Schwarz
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Koalitionen für Klimaaktionen und verhandlungen

Die üblichen Verdächtigen bekommen  
unerwartete Verbündete

Nachdem der US-Regierung im interna-
tionalen Klimaschutz, zumindest bis zur 

Neuwahl in zwei Jahren, die Luft ausgegangen 
ist, ruht in der Gruppe der Industrieländer die 
Hoffnung insbesondere auf der EU. Kann sie 
zeigen, dass ambitionierter Klimaschutz ein 
Weg hin zu mehr Energiesicherheit, mehr Ar-
beitsplätzen und gesteigerter Lebensqualität 
jenseits des fossil angefeuerten Wohlstands-
modells bahnen kann? Und kann sie weltweit 
die notwendigen Koalitionen knüpfen, um Dy-
namik für mehr Energieeffizienz und Erneu-
erbare Energien in verschiedenen Teilen der 
Welt sowie bei den UN-Klimaverhandlungen 
zu schaffen? 

Kriterien für die Anbahnung von Koalitionen 
sollten sein: Welche sind die vom Klimawan-
del besonders betroffenen Staaten? Welche sind 
Vorreiterstaaten im Klima- oder Regenwald-
schutz? Welche sind besonders relevante Staa-
ten? 

Schon lange gehören die kleinen Inselstaaten 
(AOSIS), die sich vom Meeresspiegelanstieg 
existenziell bedroht fühlen, zu den Akteuren. 
Sie brachten bislang am meisten Schwung 
in die internationalen Klimaverhandlungen. 
Ganz neu hingegen ist eine Gruppe der be-
sonders betroffenen Bergregionen mit Staa-
ten vor allem aus der Himalaya- und Anden  - 
re gion. Für sie ist vor allem die Gletscher-

schmelze die große Herausforderung. Ban-
gladesch gehört zu den vom Klimawandel 
am meisten bedrohten Entwicklungsländern. 
Zunehmend ist auch bei diesem Land der 
Wunsch zu spüren, eine eigenständige Rol-
le bei Anpassung und Klimaschutz zu spie-
len. Sowohl durch interessante Aktivitäten zu 
Hause, als auch in der Region und internatio-
nal. In Afrika sehen immer mehr Regie - 
run gen, dass der Kontinent vermutlich zu den  
Hauptbetroffenen des Klimawandels zählt. 
Die EU sollte eine klare Strategie für die  
Kooperation mit den besonders betroffenen 
Staaten haben. Einerseits um diese zu unter-
stützen, anderseits um gemeinsam international 
Dynamik zu erzeugen. 

Nach Kopenhagen gründete sich eine Gruppe 
aus Entwicklungsländern und einigen eher kon-
struktiven Industrieländern, die ambitioniert 
und zugleich pragmatisch nach Wegen für in-
ternationalen Klimaschutz sucht – die Carta-
gena Group of Action. Kolumbien und Costa 
Rica spielten eine besonders aktive Rolle dabei. 
Diese Gruppe ist keine formale Verhandlungs-
gruppe, aber sie entwickelt konstruktive Vor-
schläge, wie die ideologischen Gräben in den 
Verhandlungen überbrückt werden können. So-
wohl Deutschland als auch die EU-Kommission 
gehören dieser Denkschmiede an. 

Die notwendige Dynamik wird letztlich aber 

nur entstehen, wenn sich auch die Schwerge-
wichte bewegen. Eine zentrale Rolle kommt 
auf Südafrika und Brasilien zu. Zum einen weil 
Südafrika den nächsten Klimagipfel (2011) 
und Brasilien den Rio-plus-20-Gipfel ausrich-
ten. Zum anderen weil dies die beiden großen 
Schwellenländer sind, die am ehesten mehr 
Schwung in die Gruppe der BASIC-Staaten – 
neben ihnen China und Indien – bringen kön-
nen. Südafrika könnte für Deutschland ein 
wichtiger Koalitionspartner werden. Immer 
wichtiger wird Süd-Korea, das inzwischen 
möglicherweise schon weltweit der Vorreiter 
für grüne Technologien  ist – allerdings setzt 
das Land auch stark auf Kernkraft. Besonders 
spannend ist die Entwicklung bei den Vereinig-
ten Arabischen Emiraten. Das Land möchte ein 
Gegenmodell zu Saudi Arabien sein: weniger 
Abhängigkeit vom Rohstoffexport, mehr Mit-
telstand, weniger Anfälligkeit für Al-Qaida-
Terror. Es ist interessant zu sehen, dass auch in 
Russland die „Modernisierer“ darauf drängen, 
sich eher am Modell der Arabischen Emirate 
als an der sehr einseitigen Rohstoffabhängigkeit 
Saudi Arabiens zu orientieren. 

Keine Frage, moderne Klimadiplomatie hat ne-
ben den Verhandlungen eine weitere zentrale 
Aufgabe: den Aufbau von konstruktiven Koa-
litionen. 

Christoph Bals

Ihre Stimme für die Energiewende!
A K T I O N

Auf dem Weg in eine auch wirtschaftlich nachhaltige Zukunft 
führt kein Weg an einer globalen Energierevolu tion vorbei.  
100 % Erneuerbare Ener gien sind auch in Deutschland bis zur 
Mitte des Jahrhunderts machbar. 

Die EU als zentrale Wirtschaftsmacht und klimapolitische Kraft 
kann sich entschlossen an die Spitze der Staaten stellen, die die 
Chancen dieser Energiewende erkannt haben. Doch noch im-
mer verhindern mächtige Akteure den wichtigsten politischen 
Impuls dafür: Den verbindlichen Beschluss der EU, ihre Emis - 
sionen bis 2020 um 30 % zu verringern und damit ein klares  
Zeichen zu setzen. Die EU darf sich nicht hinter dem klimapo-
litischen Zaudern anderer Staaten verstecken. Ein mutiger 
Schritt nach vorn zahlt sich aus – durch moderne und saubere 
Energien und durch viele zukunftsfähige Jobs!

Engagieren Sie sich für ein Europa, das sich an die Spitze der 
großen klimapolitischen Transformation setzt! Fordern Sie  
die deutsche Bundesregierung auf, sich offiziell hinter das  
30 %- Reduk tionsziel der EU zu stellen!

www.klimaappell.de/klima/home

weitblick • 07/2010
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Germanwatch unterstützt Zivilgesellschaft in Entwicklungsländern

Kommunen sollten Altbau 
sanierung systematisch angehen

Daher bedeutet dieses Projekt auch eine ge-
wichtige Verantwortung, weil der Ansatz des 
direkten Zugangs und damit der größeren 
Verantwortung für Entwicklungsländer sehr 
kritisch verfolgt wird. Das Projekt an sich 
zeigt aber deutlich, dass diese größere Eigen-
ständigkeit nicht zwangsläufig eine geringere 
Qualität bedeutet. Hinsichtlich wichtiger As-
pekte wie des Einbezugs von Betroffenen in 
die Entwicklung des Projektes, aber auch die 
Entscheidungsmechanismen zu dessen Um-
setzung, sticht es deutlich aus anderen, beim 
Anpassungsfonds eingereichten Projekten 
hervor. 

Germanwatch wird die senegalesische Nicht-
regierungsorganisation ENDA bei der unab-
hängigen Begleitung dieser Projektumset-
zung unterstützen. Diese Zusammenarbeit 
steht im Kontext eines neuen Projektes, mit 
dem Germanwatch gemeinsam mit anderen 
Nichtregierungsorganisationen (NRO) ein 
Netzwerk zum Anpassungsfonds aufbauen 
wird. Dieses soll vor allem die Möglichkei-
ten von NROs in Entwicklungsländern aus-

wertung bedeuten, jedenfalls aber kein Problem 
für den Denkmalschutz. Auch lässt sich hier 
mit dem wenigsten Geld der größte Klimanut-
zen und gleichzeitig eine Steigerung der Wohn-
qualität erreichen. Darüber hinaus steigert sich 
durch die Investition die kommunale Wert-
schöpfung erheblich.

Im Rahmen der Kampagne 100 Prozent Zukunft 
(www.100prozentzukunft.de) unterstützt Ger-
manwatch Kommunen bei der Entwicklung von 
systematischen Wärmesanierungsstrategien für 
solche Stadtviertel. Zugleich sucht German-
watch dabei die Kooperation mit Contracting-
Unternehmen. Gemeinsam mit der Triodos-
Bank arbeitet Germanwatch an den dazu 
passenden Finanzierungsmodellen. Mit dem 
Bundesforschungs- und Bundesumweltministe-
rium reden wir nicht nur über Fördergelder für 
den Einzelfall, sondern auch darüber, welche 
politischen Rahmensetzungen notwendig sind, 
damit der Innovationswettlauf der Kommunen 
flächendeckend ins Rollen kommen kann.
 
Christoph Bals und Anne Koch

Der UN-Anpassungsfonds unter dem Kyoto-
Protokoll ist nach intensiver Vorbereitung 

in seine konkrete Umsetzungsphase einge-
treten. Das Steuerungsgremium des Fonds 
hat Anfang November mit dem Centre de  
Suivi Ecologique (CSE) aus dem Senegal die 
erste Vereinbarung über eine Projektfinanzie-
rung vereinbart. Etwa acht Millionen US-Dollar 
werden im Senegal eingesetzt, um die Küsten-
gebiete besser gegen den Meeresspiegelanstieg 
zu schützen.

Eine Besonderheit an diesem Projekt ist, dass 
es zum ersten Mal über den so genannten „di-
rekten Zugang“ finanziert wird. Normalerweise 
müssen Entwicklungsländer bei internatio nalen 
Fonds den Umweg über die Weltbank oder UN-
Organisationen nehmen, was häufig zu Verzö-
gerungen und hohen Kosten bei der Projektum-
setzung führt. Nur der Anpassungsfonds bietet 
bisher die Möglichkeit des direkten Zugangs zu 
einem UN-Klimafonds. Mit dem CSE wird eine 
einheimische Organisation für die Projektum-
setzung verantwortlich sein, die über jahrzehn-
telange Erfahrung im Umweltbereich verfügt. 

Die Revierstadt Bottrop wurde kürzlich 
zur „InnovationsCity“ auserkoren. Dabei 

handelt es sich nicht um ein kleines Stadtteil-
projekt, sondern etwa die Hälfte der Einwoh-
ner wird von den Transforma tionsmaßnahmen 
berührt sein und langfris tig profitieren. Es geht 
vor allem darum, Wohnungen zu sanieren, die 
Energieerzeugung umzustellen sowie den Ver-
kehr nachhaltiger zu gestalten. Jährlich sollen 
rund sechs Prozent der 13.500 Gebäude in der 
Modellregion saniert werden. Bottrop soll da-
mit zum Vorreiter für eine Erneuerung des ge-
samten Ruhrgebiets werden. 

Wenn die ehrgeizigen Ziele im Energiekon zept 
der Bundesregierung zur Sanierung von Alt-
bauten erreicht werden sollen, bedarf es syste-
matischer Ansätze – wofür Bottrop hoffentlich 
ein gutes Beispiel wird. Die Stadtteile, die in 
Deutschland nach dem zweiten Weltkrieg und 
vor der ersten Ölkrise 1973 bzw. vor der ersten 
Wärmeschutzverordnung 1977 gebaut wurden, 
sind die größten CO2-Schleudern im Gebäu-
debereich. Zugleich kann die Wärmesanierung 
dieses Gebäudebestandes eine ästhetische Auf-

bauen, die lokale Projektumsetzung kritisch-
konstruktiv zu begleiten. Germanwatch wird 
daher noch weitere Partner in anderen Ländern 
unterstützen. Der Aufbau dieses Netzwerkes 
wird finanziell ermöglicht durch die Interna-
tionale Klimaschutzinitiative (IKI) des Bun-
desumweltministeriums.

Sven Harmeling und Alpha Kaloga (German-
watch), Emmanuel Seck (ENDA, Senegal)

Infos zum Anpassungsfonds finden Sie unter: 
www.germanwatch.org/klima/af

Der UNAnpassungsfonds fördert erstes Projekt im Senegal 

CO2Schleudern  
effektiv umgestalten

f i l m

Peter Wedel, Regisseur des bei interna-
tionalen Filmfestivals ausgezeichneten 
Germanwatch-Kurzfilms „Die Rech-
nung“, hat einen neuen Film gedreht: 
Das „Klimagericht“ – so der Titel – pro-
duzierte Wedel im Auftrag von Ger-
manwatch und Brot für die Welt und 
mit finanzieller Unterstützung des Bun-
desministeriums für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (BMZ). 
Im Mittelpunkt stehen die negativen 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Ernährungssicherheit in Entwicklungs-
ländern. 

Der neue Kurzfilm ist zu sehen auf  
www.germanwatch.org/klima/film10 
und kann über 
versand@germanwatch.org auf DVD 
(gegen Versandkosten) bestellt werden. 

Die DVD bietet noch weitere Klimafilme 
und Materialien. 

Klimagericht –  
ein neuer German
watchKurzfilm

weitblick • 07/2010
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b i l d u n g s a r b e i t
Zweite Auszeichnung als Dekade
projekt „Bildung für nachhaltige 
Entwicklung” 
Das Germanwatch-Projekt makeITfair, eine europäische Ini-
tiative zur Unternehmensverantwortung in der Informations-
technologie (IT) und zu Bildung für nachhaltigen Konsum  
(http://makeitfair.org), wurde von der UN-Dekade „Bildung 
für nachhaltige Entwicklung“ als offizielles deutsches Dekade-
projekt für den Zeitraum 2011/12 ausgezeichnet. 

Die Germanwatch Klimaexpedition, die bereits 2005/06 für ihre 
interaktive Klima-Bildung mit Satellitenbildern aus gezeichnet 
wurde, blickt mittlerweile auf 2.000 Schulbesuche zurück. Oft 
wird sie mehrmals eingeladen oder sogar in das Schulcurri - 
culum aufgenommen. Schulen buchen die Klimaexpedition  
unter info@geoscopia.de. 

Als Kostprobe der Germanwatch-Bildungsarbeit erhalten die 
Abonnenten dieser Weitblick-Ausgabe das Poster „Die Erde 
im Fieber” als Beilage. Das Poster kann auch unter 
versand@germanwatch.org 
oder Telefon: 02286049216 bestellt werden.

a n k ü n d i g u n g

Während der Weltklimakonferenz in Cancún präsentiert  
Germanwatch den neuen Klimaschutz-Index (KSI). Die unter 
Federführung von Jan Burck erstellte sechste Auflage des KSI 
vergleicht die Emissionsentwicklung und Klimapolitik der 58 
Staaten, die weltweit für über 90 Prozent der energiebeding-
ten CO2-Emissionen verantwortlich sind. Der KSI verdeutlicht 
auf einen Blick, welche Staaten beim Klimaschutz ihre Haus-
aufgaben vernachlässigt haben. 
Weitere Infos: www.germanwatch.org/ksi 

Des Weiteren stellt Germanwatch in Cancún den Klima-Risiko-
Index vor. Hier analysiert Sven Harmeling die Betroffenheit 
von nahezu allen Ländern der Welt durch Extremwetterereig-
nisse und stellt sie in einer Rangliste dar.

Weitere Infos: www.germanwatch.org/kri

Neuer KlimaschutzIndex und 
neuer KlimaRisikoIndex!

Studie des IÖW ermittelt ökonomischen Nutzen
Energien in Freiburg und im Auftrag der 
Agentur für Erneuerbare Energien ver-
sucht, diese Wissenslücke zu schließen. In 
der jüngst veröffentlichten Studie wurden 
alle direkten Wertschöpfungseffekte durch 
dezentrale EE-Technologien und -Dienst-
leistungen – zusammengesetzt aus Netto-
einkommen, Unternehmensgewinnen und 
Steuern – ermittelt. Sie wurden exempla-
risch für modellierte und reale Kommunen, 
sowie als gesamter Effekt für Deutschland 
hoch gerechnet. So lag die kommunale Wert-
schöpfung durch EE in Deutschland in 2009 
bei fast 7 Mrd. Euro, in 2010 werden es über 
10 Mrd. Euro sein, und bei einer Ausbauent-
wicklung gemäß der Branchenprognose des 
Bundesverbandes der Erneuerbaren Ener-
gien könnten es in 2020 über 13 Mrd. Euro 
sein. Damit generieren also ein Großteil der 
gezahlten EEG-Einspeisevergütungen sowie  
die Investitionen in EE-Wärmeanlagen und 
Biokraftstoffe direkt Wertschöpfung in 
Deutschland. 

Gegenwärtig sind die Erneuerbaren Energi-
en und insbesondere das zentrale Förder-

instrument – das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) – angesichts der steigenden Umlagekos-
ten wieder einmal in der Kritik. Dabei werden 
wie üblich den Kosten nicht die verschiedenen 
Nutzeneffekte gegenübergestellt. Ein wichtiger 
ökonomischer Nutzen der Erneuerbaren Ener-
gien liegt neben der in der Regel ökologischen 
Vorteilhaftigkeit in der heimischen Wertschöp-
fung, die größer ist als bei der Nutzung impor-
tierter fossiler Brennstoffe. Die Wertschöpfung 
durch Erneuerbare Energien gilt für viele als 
ein zentraler Vorteil und als Handlungsmotiv, 
dem z. B. immer mehr so genannte 100 %-EE-
Kommunen und -Regionen folgen. Das erstaun-
liche ist, dass bisher kaum jemand Genaueres 
über die tatsächlichen kommunalen Wertschöp-
fungseffekte durch Erneuerbare Energien  
wusste. 

Das Institut für ökologische Wirtschaftsfor-
schung (IÖW, Berlin) hat daher in Zusam-
menarbeit mit dem Zentrum für Erneuerbare 

Ein wichtiger Effekt dabei ist, dass der größte 
und durch die steigende Anzahl der dezentra-
len Anlagen stetig wachsende Anteil aus der 
Planung und Installation, der technischen Be-
triebsführung und der Betreibergesellschaft 
und nicht aus der (in der Regel zentralen) 
Produktion der Anlagen stammt. All diese 
Dienstleistungen, die theoretisch in fast jeder 
Kommune ansiedelbar sind, steigern die kom-
munale Wertschöpfung. Ein energiepolitischer 
Schwenk hin zur überwiegenden Förderung 
zentraler Versorgungs systeme wie Offshore-
Wind oder Desertec ginge in Punkto Wert-
schöpfung ebenso an den Kommunen vorbei 
wie Kohle- und Atomkraftwerke dies in dem 
Großteil der Kommunen bisher tun. 

Mehr zur Studie unter: 
www.ioew.de/liste/ sowie unter 
www.unendlich-viel-energie.de 

Bernd Hirschl und Astrid Aretz, Institut für 
ökologische Wirtschaftsforschung

Kommunale Wertschöpfung durch 
Erneuerbare Energien 

weitblick • 07/2010
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¢	Bonn, 1./2.12.10:  Bonn Symposium zu „Neue Ener-
giequellen – neue Konflikte? Regeln und Strategien für 
den globalen Zugang zu erneuerbarer Energie“ mit einem 
Germanwatch-Workshop zu CCS am 2.12., moderiert von 
Stefan Rostock (Anmeldung: rostock@germanwatch.org). 
Programm: http://tinyurl.com/bonn-sym10

¢	Bremen, 3.12.10:  Symposium Klimagerechtigkeit: Wie 
fair ist der Klimawandel?, u.a. mit Aliki Faipule Foua Toloa, 
Regierungsoberhaupt des Atolls Tokelau im Südpazifik.  
Weitere Infos: www.climate-ethics-bremen.de

Ziele von Germanwatch
Germanwatch ist eine gemeinnützige und unabhängige 
Umwelt- und Entwicklungsorganisation. Wir engagieren 
uns seit 1991 für globale Gerechtigkeit und den Erhalt 
der Lebensgrundlagen. Welthandel und Ernährung, Kli-
maschutz und Anpassung, Unternehmensverantwortung, 
Nachhaltigkeit im Finanzsektor sowie Entwicklungsfinan-
zierung sind unsere Themen. 

Bei unseren Tätigkeiten konzentrieren wir uns auf die 
Politik und Wirtschaft des Nordens mit ihren weltweiten 
Auswirkungen. Die Lage der besonders benachteiligten 
Menschen im Süden bildet den Ausgangspunkt unserer 
Arbeit. Gemeinsam mit unseren Mitgliedern und Förderern 
und mit anderen Akteuren der Zivilgesellschaft wollen wir 
eine starke Lobby für eine nachhaltige Entwicklung sein. 

Gezielter Dialog mit Politik und Wirtschaft, wissen-
schaftsbasierte Analysen, Medien- und Öffentlichkeits-
arbeit sowie Kampagnen sind zentrale Elemente unserer 
Arbeitsweise. Dabei sind wir mit Organisationen sowie 
Einzelpersonen aus dem Süden und mit Entwicklungs- und 
Umweltorganisationen weltweit eng vernetzt. 

Germanwatch lebt von der Unterstützung seiner Mitglieder 
und Förderer. Machen Sie mit! Vielen Dank! 

Wer wir sind – was wir wollenAbos und neue Germanwatch 
Publikationen

¨	Kostenloses Abo: Die Germanwatch-Zeitung „Weitblick“ 
per Post (vierteljährlich). www.germanwatch.org/zeitung

¨	Kostenloses Abo: E-Mail-Newsletter KlimaKompakt (1 bis 
2 Aussendungen pro Monat), mit aktuellen Berichten zum 
Klimaschutz. www.germanwatch.org/kliko

¨	____Exemplare dieser Zeitungsausgabe. Kostenlos.  
www.germanwatch.org/zeitung

¨	Poster: Klimawandel - Die Erde im Fieber. Kipp-Elemente 
im Klimasystem. 1 Euro.  
www.germanwatch.org/klima/poster10-9-01

¨	Artikel: Überschwemmung in Pakistan. Archetyp für ein 
vorher kaum gekanntes Extremwetterereignis? Kostenlos.  
www.germanwatch.org/klima/rsmt10pak

¨	Broschüre: Globaler Klimawandel – Klimawandel und 
Treibhauseffekt. Kostenlos.  
www.germanwatch.org/klima/gkkt

¨	Studie: Die Millenniumsentwicklungsziele und der Klima-
wandel: Bilanz und Ausblick. 5 Euro.  
www.germanwatch.org/klima/klimdg10

¨	Hintergrundpapier: Analyse des Energiekonzeptentwurfs 
der Bundesregierung. Potentiale durch Atom und Kohle 
ausgebremst. 5 Euro.  
www.germanwatch.org/klima/ek

¨	Kurzanalyse der „Energieszenarien für ein Energiekonzept 
der Bundesregierung“. Kostenlos.  
www.germanwatch.org/klima/nes-br

¨	Studie: Welche Energie-Zukunft ist möglich? Ein Ver-
gleich von vier Niedrig-Energie-Szenarien für Deutsch-
land. 8 Euro.  
www.germanwatch.org/klima/nes

¨	Studie: Germanwatch-Trendanalyse zur globalen Ernäh-
rungssicherung 2010. 5 Euro.  
www.germanwatch.org/handel/trend-ern

¨	Rechenschaftsbericht Germanwatch 2009-2010.  
Kostenlos.  
www.germanwatch.org/gwselbst/rechb10

Die oben aufgeführten Publikationen können Sie im Internet 
kostenlos herunterladen oder zum angegebenen Preis 
bestellen, zzgl. 2 Euro Versandkostenpauschale. Mitglieder, 
Förderer und Zustifter der Stiftung Zukunftsfähigkeit erhal-
ten die Publikationen zum halben Preis.

Der Versand erfolgt gegen Rechnung, alternativ bitte den 
fälligen Betrag in Briefmarken beilegen.  
Bestellung: versand@germanwatch.org, Tel. (0228) 60492-0, 
Fax (0228) 60492-19, oder per Post an  
Germanwatch e.V., Kaiserstr. 201, 53113 Bonn.

www.germanwatch.org/pub
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Bonn: Germanwatch e.V., Kaiserstr. 201, 53113 Bonn 
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Termine

¢	Bonn, 7.12.10, 10-16:30:  Tagung „Brauchen wir einen 
‚Entwick lungs-Dax‘?“, u.a. mit Ludger Reuke.  
Weitere Infos:  
www.globalpolicy.org/aktuell.html#Veranstaltungen

¢	Berlin, 22.1.11:  Demonstration „Wir haben es satt! 
Nein zu Gentechnik, Tierfabriken, Dumpingexporten“.  
Weitere Infos: www.wir-haben-es-satt.de

¢	Radio hr2-Kultur, 23.1.11, 12:05-13:00:  Hörfunkdiskus-
sion: „Anpassung an den Klimawandel – aber wie?“, u. a. mit 
Christoph Bals. 
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Ihre Spende ist steuerabzugsfähig. Anfang des kommen-
den Jahres erhalten Sie ab einer Spende von 25 e   
automatisch eine Spendenquittung. Bei Beträgen 
darunter legen Sie Ihrer Steuer erklärung einfach den 
Kontoauszug bei.

Ja, ich unterstütze Germanwatch...

Name 

Vorname

Straße / Nr.

PLZ/Ort

Tel.   

E-Mail

weitblick • 07/2010


